22000 —wmʃũ rn) 2 2 en ee 
> Br — * 5 — * * 2 


5 


Geſetz-Sammlung 
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Inhalt: Uebereinkunft zwiſchen Preußen, Bayern, Baden und Heſſen wegen der Kanaliſirung des unteren 
Mains, S. 77. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch die Regierungs 
Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden dc S. 88. 


(Nr. 8931.) Uebereinkunft zwiſchen Preußen, Bayern, Baden und Heſſen wegen der Kanali⸗ 
ſirung des unteren Mains. Vom 1. Februar 1883. 


N, Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, Seine 
Majeſtät der König von Bayern, Seine Königliche Hoheit der Großherzog von 
Baden und Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Heſſen und bei Rhein 
für nützlich befunden haben, über die Kanaliſirung des unteren Mains gemein- 
ſchaftliche Beſtimmungen zu treffen, find ‚ mit der erforderlichen Ermächtigung 
hierzu verfehen, und zwar: 
von Seiten Seiner Majeſtät des Deutſchen Kaiſers, Königs von 
Preußen 
Allerhöchſtihr Staatsminiſter, Staatsſekretär des Auswärtigen Amtes, 
Gr. Paul v. Hatzfeldt-Wildenburg, 


von Seiten Seiner Majeſtät des Königs von Bayern 
Allerhöchſtihr Miniſterialrath Frhr. v. Raesfeldt, 


von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von 
Baden 


Allerhöchſtihr außerordentlicher Geſandter und bevollmächtigter Miniſter, 
Wirklicher Geheimer Rath Frhr. v. Türckheim 


und 


von Seiten Seiner Königlichen Hoheit des Großherzogs von Heſſen 
und bei Rhein 


Allerhöchſtihr außerordentlicher Geſandter und bevollmächtigter Miniſter, 
Staatsrath Dr. Neidhardt 


zuſammengetreten und haben nachſtehende Uebereinkunft abgeſchloſſen: 
Gef, Samml. 1883. (Nr. 8931.) 16 


Ausgegeben zu Berlin den 25. Mai 1883. 
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Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung beabſichtigt, nach Maßgabe eines den 
Regierungen des Königreichs Bayern, ſowie der Großherzogthümer Baden und 
Heſſen mitgetheilten allgemeinen Projekts den Main von Frankfurt bis zum 
Rhein zu kanaliſiren, nach erfolgter Herſtellung der Kanaliſirungswerke deren 
Betrieb zu übernehmen, ſowie dieſelben nebſt dem Fahrwaſſer auf dem kanaliſirten 
Strome zu unterhalten. 

Die Regierungen des Königreichs Bayern und der Großherzogthümer Baden 
und Heſſen ertheilen zur Ausführung dieſer Abſicht ihre Zuſtimmung. 

Eine weſentliche Abänderung der in Ausſicht genommenen Einrichtungen 
bedarf der Zuſtimmung ſämmtlicher Mainuferſtaaten. 


Artikel II. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung geſtattet die Herſtellung der für 
die Kanaliſirung des Mains erforderlichen Anlagen auf ihrem Gebiete und deren 
Benutzung durch die Königlich Preußiſche Regierung zu den Zwecken des Unter— 
nehmens. Die landespolizeiliche Prüfung und Feſtſtellung der Detailpläne der 
im Großherzoglichen Gebiete belegenen Kanaliſirungsanlagen erfolgt nach Maßgabe 
der Großherzoglich Heſſiſchen Geſetze und Verordnungen. 


Artikel III. 


Inſoweit daſelbſt (Art. II) zur Ausführung der Kanaliſirung die Erwerbung 
von Grundeigenthum nothwendig iſt, wird, wenn die Erwerbung im Wege gütlicher 
Vereinbarung zwiſchen der Königlich Preußiſchen Regierung und den Betheiligten 
nicht zu erreichen ſein ſollte, das Enteignungsverfahren nach Maßgabe der be— 
treffenden Großherzoglich Heſſiſchen Geſetze in Anwendung kommen. 


Artikel IV. 

Inſoweit nicht ſchon geſetzlich eine Zuſtändigkeit der Großherzoglich Heſſiſchen 
Gerichte begründet iſt, verpflichtet ſich die Königlich Preußiſche Regierung, wegen 
aller Anſprüche privatrechtlicher Natur, welche in Veranlaſſung der Anlage, des 
Betriebs und der Verwaltung der im Großherzoglich Heſſiſchen Gebiete belegenen 
Werke der Mainkanaliſirung gegen die Königlich Preußiſche Regierung erhoben 
werden, bei den Großherzoglich Heſſiſchen Gerichten, welche in der Stadt Darm— 
ſtadt ihren Sitz haben, Recht zu nehmen. 


Artikel V. 


Die Beſtimmung darüber, welche Arbeiten zum Zwecke der Unterhaltung 
der Kanaliſirungswerke und des Fahrwaſſers auszuführen ſind, ſteht der Königlich 
Preußiſchen Regierung zu; die Wünſche der übrigen Mainuferſtaaten ſollen dabei 
jedoch thunlichſt berückſichtigt werden. 


Artikel VI. 


Im Falle der Einführung der Tauerei auf dem Main wird die Königlich 
Preußiſche Regierung die Benutzung der kanaliſirten Strecke 1 geſtatten. Die 
Königlich Preußiſche Regierung wird dafür Sorge tragen, daß die Kanaliſirungs— 
werke in einer den Betrieb der Tauerei möglichſt wenig erſchwerenden Weiſe 
hergeſtellt werden, wobei insbeſondere auf die ſeinerzeit etwa eintretende Nutzbar⸗ 
machung der Schleuſen für Schleppzüge Bedacht zu nehmen iſt. 


Artikel VII. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird darauf Bedacht nehmen, daß der 
Verkehr der Flöße und Schiffe, einſchließlich der den Main regelmäßig befahrenden 
e durch die zu errichtenden Kanaliſirungsanlagen möglichſt ungehemmt 

leibe. 
Artikel VIII. 

Der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung verbleibt in Anſehung der auf 
ihrem Gebiete belegenen Stromſtrecken die Landeshoheit. 

Auf dieſen Strecken ſollen nur Großherzoglich Heſſiſche Hoheitszeichen an— 
gewendet werden. . 

Artikel IX. 

Ueber die gewöhnliche und außergewöhnliche Schleuſenſperre, ſowie über den 
Schiffs- und Floßverkehr auf der kanaliſirten Stromſtrecke werden die erforderlichen 
Anordnungen von der Königlich Preußiſchen Regierung im Einverſtändniſſe mit 
den Regierungen der übrigen Mainuferſtaaten getroffen. Bevorzugungen irgend 
welcher Art bezüglich der Schifffahrt oder der Flößerei eines der betheiligten 
Staaten ſind dabei ausgeſchloſſen. 

Die Großherzoglich Heſſiſche Regierung wird für die auf Heſſiſchem Gebiete 
belegenen Stromſtrecken die mit ihrer Zuſtimmung von der Königlich Preußiſchen 
Regierung getroffenen Anordnungen auf Anſuchen der letzteren jur Nachachtung 
öffentlich verkündigen laſſen und deren Befolgung, ſoweit erforderlich, durch Erlaß 
entſprechender Strafbeſtimmungen thunlichſt ſicherſtellen. 


Artikel X. 

Die Konzeſſionirung von Waſſertriebwerken ſteht auf Großherzoglich Heſſiſchem 
Gebiete der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung zu, letztere wird die Ertheilung 
von Konzeſſionen verſagen, wenn die Königlich Preußiſche Regierung im Intereſſe 
des Schifffahrtsbetriebes und der Flößerei auf der kanaliſirten Stromſtrecke ge 
gründete Einwendungen dagegen erhebt. 


Artikel XI. 

Die Anſtellung, Beaufſichtigung und Disziplinarbehandlung der Beamten 
für die auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete belegenen Kanaliſirungsanlagen 
erfolgt durch die zuſtändigen Königlich Preußiſchen Behörden und nach Maßgabe 
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5 der Preußiſchen Vorſchriften; im Uebrigen aber ſind dieſe Beamten den Geſetzen 
Bi: und Behörden des Großherzoglich Heſſiſchen Staates unterworfen. 

g Artikel XII. f 
* Die Handhabung der im Artikel IX bezeichneten Anordnungen innerhalb | 
5 der Kanaliſirungsanlagen auf Großherzoglich Heſſiſchem Gebiete erfolgt durch a 


Königlich Preußiſche Beamte, welche auf Präſentation der Königlich Preußiſchen 
Verwaltung von der zuſtändigen Großherzoglich Heſſiſchen Behörde für die Aus⸗ | 
übung dieſer Funktionen in Pflicht zu nehmen find. Die Handhabung der 
allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich der fraglichen Stromſtrecke den be- 
treffenden Großherzoglich Heſſiſchen Organen ob. Dieſelben werden den Königlich 
Preußiſchen Beamten auf deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten. 


Artikel XIII. 

Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Großherzoglich Heſſiſchen 
Regierung die Fortführung der Kanaliſirung des Mains oberhalb Frankfurt und 
namentlich den unentgeltlichen Anſchluß an die Kanaliſirungswerke bei dieſer 
Stadt geſtatten, ſofern gegen die Art der Ausführung des Unternehmens nach 
dem ihr zur Prüfung mitzutheilenden Projekt Bedenken nicht geltend zu machen 
ſein werden. Es ſollen alsdann die Beſtimmungen des gegenwärtigen Vertrages 
auch im Uebrigen auf dieſes Unternehmen mit der Maßgabe ſinngemäße An⸗ 
wendung finden, daß eine Erhebung von Abgaben für die Benutzung der Anlagen 
nicht erfolgen darf, ſo lange ſolche Abgaben auf der Strecke des Mains unterhalb 
Frankfurt nicht erhoben werden. 


Artikel XIV. 


Die Ratifikationen dieſer Uebereinkunft ſollen ſobald als möglich in Berlin 
ausgewechſelt werden. 


Deſſen zu Urkund iſt dieſe Uebereinkunft vierfach ausgefertigt, von den 
Bevollmächtigten unterſchrieben und mit deren Inſiegel verſehen worden. 


So geſchehen und vollzogen Berlin, den 1. Februar 1883. 


(I. S.) Gr. v. Hatzfeldt. 
(L. S.) Frhr. v. Raesfeldt. 
(L. S.) Frhr. v. Türckheim. 
(L. S.) Neidhardt. 
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Schlußprotokoll. 
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Verhandelt Berlin, den 1. Februar 1883. 


Bei der heute erfolgten Unterzeichnung der Uebereinkunft über die Kanaliſirung 
des unteren Mains ſind noch folgende Erklärungen in das gegenwärtige Protokoll 
niedergelegt worden. 


Zu Artikel II. 


Man iſt darüber einverſtanden, daß zu den im Artikel II des Vertrages 
erwähnten, für die Kanaliſirung des Mains erforderlichen Anlagen, deren aus— 
gearbeitete Detailpläne bei der vorbehaltenen landespolizeilichen Prüfung den zu— 
ſtändigen Großherzoglich Heſſiſchen Behörden vorgelegt werden ſollen, auch die 
damit im Zuſammenhange ſtehenden Preußiſcherſeits projektirten Anlagen, wie 
Brücken, Flußkorrektionen, Weg-, Leinpfad- und Dammverlegungen, gehören. 


Zu Artikel IV. 


Es herrſcht Einverſtändniß darüber, daß die Königlich Preußiſche Regierung 
wegen aller Schäden, welche durch die Anlage und den Betrieb der Kanaliſirungs⸗ 
werke Privaten, Gemeinden und Korporationen zugefügt werden möchten, die 


Vertretung nach Maßgabe der im Großherzogthum Heſſen geltenden Geſetze zu 


übernehmen hat. 

Man iſt darüber einverſtanden, daß unter Anderem Anſprüche wegen Ver- 
änderung von Leinpfaden und Straßen unter die im Artikel IV der Uebereinkunft 
gedachten Anſprüche privatrechtlicher Natur fallen. 


Zu Artikel VI. 


Es herrſcht Einverſtändniß darüber, daß der Konzeſſionirung und Einführung 
des Tauereibetriebes auch auf der Mainſtrecke zwiſchen Frankfurt a. M. und 
Mainz durch die Kanaliſirung des unteren Mains ein Hinderniß nicht bereitet 
werden ſoll. 

Für den Fall, daß ſich ein Unternehmer zum Betriebe der Tauerei aus 
dem Rheine mainaufwärts finden ſollte, werden die Regierungen der Mainufer- 
ſtaaten demſelben die Konzeſſion nicht verſagen, ſofern den Vorausſetzungen genügt 
wird, unter denen nach den beſtehenden Verwaltungsgrundſätzen von ihnen Kon— 
zeſſionen dieſer Art ſonſt ertheilt werden. 
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Für den Fall, daß, nachdem ein ſolches Tauereiunternehmen in Wirkſamkeit 


€ 2 getreten iſt, ſich für deſſen Betrieb das Bedürfniß für Erweiterung der Schleufen- 
x baſſins zur Durchführung ganzer Schleppzüge herausſtellen ſollte, wird die Preußiſche 
E Regierung diefe Erweiterung aus Preußiſchen Staatsfonds bewirken. 

4 Gegenwärtiges Protokoll ſoll ohne beſondere Ratifikation als durch den 

SR Austauſch der Ratifikationen der heutigen Uebereinkunft, auf welche es Bezug 

3 hat, von den betheiligten Regierungen genehmigt und beſtätigt angeſehen werden. 

; Geſchehen wie oben. 

1 Gr. v. Hatzfeldt. 

. Frhr. v. Raesfeldt. 

2 Frhr. v. Türckheim. 5 

E Neidhardt. 

4 = Die vorſtehende Uebereinkunft ift ratifizirt worden und die Auswechſelung 

© der Ratifikations⸗Urkunden hat zu Berlin am 24. März d. J. ſtattgefunden. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1) das unterm 21. Februar 1883 Allerhöchſt vollzogene Statut für die 
Deichgenoſſenſchaft Thiergarth-Thiergarthsfelde durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Danzig Nr. 14 S. 77 bis 80, ausgegeben den 
7. April 1883; 


2) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Februar 1883 „betreffend die Zurück— 
ziehung der dem Rentner Donner zu Paris unterm 8. Juni 1881 er— 
theilten Genehmigung zum Betriebe der von ihm gepachteten Lokalbahn 
von Frankfurt a. M. nach Offenbach, durch das Amtsblatt für den Stadt- 
kreis Frankfurt a. M. Nr. 15 S. 86, ausgegeben den 7. April 1883, 


3) der Allerhöchſte Erlaß vom 26. Februar 1883, betreffend die Genehmigung 
des Regulativs über die fernere Ausgabe auf den Inhaber lautender 
Anleiheſcheine der Rheinprovinz durch Vermittelung der Rheiniſchen 
Provinzial⸗Hülfskaſſe, durch die Amtsblätter 

der Königl. Regierung zu Coblenz Nr. 17 S. 82, ausgegeben den 
19. April 1883, 


der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 15 S. 117, ausgegeben 
den 14. April 1883, 


der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 16 S. 73, ausgegeben den 
18. April 1883, 


der Königl. Regierung zu Trier Nr. 15 S. 101, ausgegeben den 
13. April 1883, 

der Königl. Regierung zu Aachen Nr. 17 S. 99, ausgegeben den 
19. April 1883; 


4) der Allerhöchſte Erlaß vom 7. März 1883, betreffend die Herabſetzung des 
Zinsfußes der auf Grund der Allerhöchſten Privilegien vom 4. Mai 
1857 und 16. März 1863 von dem Mansfelder Seekreiſe aufgenommenen 
Anleihen von vier und einhalb auf vier Prozent, durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 15 S. 113, ausgegeben den 
14. April 1883, | 


5) das Allerhöchſte Privilegium vom 12. März 1883 wegen eventueller Aus⸗ 
fertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Neumünſter 
bis zum Betrage von 1000 000 Mark Reichswährung durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 18 S. 191 bis 193, aus⸗ 
gegeben den 7. April 1883; 


6) 


1 
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der Allerhöchſte Erlaß vom 14. März 1883, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Drabenderhöhe im Kreiſe Gum— 
mersbach behufs Erwerbung einer zur Anlage eines Zufahrtsweges von 
der Ründeroth⸗Gummersbacher Chauſſee nach der neu erbauten Brücke 
über den Aggerfluß in der Ortſchaft Osberghauſen erforderlichen Grund— 
ſtücksfläche, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Cöln Nr. 16 
S. 73, ausgegeben den 18. April 1883; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 14. März 1883, betreffend die Genehmigung 
des Regulativs über die Ausgabe vierprozentiger Pfandbriefe II. Serie 
und die Konvertirung der vier und einhalbprozentigen Pfandbriefe II. Serie 
der Weſtpreußiſchen Landſchaft, durch die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 14 S. 80, ausgegeben den 
7. April 1883, 


der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 14 S. 81, ausgegeben 
den 5. April 1883, 

der Königl. Regierung zu Bromberg Nr. 14 S. 93, ausgegeben den 
6. April 1883, 


8) das Allerhöchſte Privilegium vom 14. März 1883 wegen Ausfertigung 


auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine des „Erſten Entwäſſerungs⸗ 
verbandes des Sielamts Emden“ bis zu einem Betrage von 890 800 Mark 
durch das Amtsblatt für Hannover Nr. 15 S. 387 bis 389, ausgegeben 
den 13. April 1883; 


9) das Allerhöchſte Privilegium vom 19. März 1883 wegen eventueller 


Ausfertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Züllichau 
bis zum Betrage von 450 000 Mark Reichswährung durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 15 S. 97 bis 99, 
ausgegeben den 11. April 1883. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


